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Leitartikel zum Bebauungsplan GIBZ

Das Hochhaus Pi hat eine Chance verdient
Eigentlich stimmen die Zu-
gerinnen und Zuger am
9. Februar über den Bebau-
ungsplan für dasGeviert GIBZ
ab. Tatsächlich könnteman
abermeinen, es gehe einzig
und allein umdie Frage, ob
dasHochhaus Pi gebaut
werden darf oder nicht.
DasGebäude, das an der Ecke
vonGöbli- und Baarerstrasse
entstehen soll, bildet nicht nur
dasHerzstück des Bebauungs-
plans –mit seiner geplanten
Höhe von 80Meternwürde es
auch das Erscheinungsbild der
Stadt prägen. Nach dem81
Meter hohen «Park Tower»
wäre es das zweithöchste
Gebäude imKanton. Kein
Wunder beherrscht «Pi» die
Diskussion, die in den vergan-
genenWochen immermehr an
Fahrt gewonnen hat. Ist «Pi»,
ein Projekt der UrbanAssets
ZugAG, ein innovatives und
nachhaltiges Vorzeigeobjekt,
wie die Befürworter es rüh-
men?Oder doch eher ein
überdimensioniertes «Hoch-
haus-Monster», das keine
Rücksicht auf das bestehende

Quartier nimmt, wie es die
Gegenseite befürchtet?

Zurück zumAnfang: Im
September nahmder Grosse
Gemeinderat der Stadt Zug
den Bebauungsplan einstim-
mig an. Dagegen ergriffen
einige Bewohnerinnen und
Bewohner des heutigen
Wohnblocks an der Baarer-
strasse, der dereinst dem«Pi»
weichenmüsste, das Referen-
dum. Sie sind hier aufgewach-
sen, hier verwurzelt – und
die Aussicht, das Zuhause zu
verlieren, hat sie aufge-
schreckt. Auchwenn hinter
demEngagement letztlich
Eigeninteresse steckt, sind
ihre Sorgen ernst zu nehmen:
dass durchschnittlich verdie-
nende Zugerinnen und Zuger
keine bezahlbareWohnung
mehr finden können, dass
der Stadt ihrMittelstand
abhanden kommt, dass ein
Quartier sein Gesicht verliert.
Dasmuss in Zug interessieren,
geht es hier doch letztlich um
die Frage der sozialenDurch-
mischung.

Auf der anderen Seite stehen
die nackten Zahlen. Aktuell
befinden sich imWohnblock
48Wohnungen. ImHochhaus
Pi sind 180Wohnungen ge-
plant, davon 130 preisgünstig.
Ausserdem sieht der Bebau-
ungsplan beimErsatzneubau
für die «Rote Post» an der
Baarerstrasse 50 Prozent
Wohnungen vor – auch das ist
Teil der Vorlage, genausowie
die Aufstockung undErweite-
rung desGewerblich-Indust-
riellen Bildungszentrums Zug
(GIBZ). Unterm Strich entste-
hen alsomehrWohnungen
auf demAreal als heute. Das
ist ein gewichtiges Argument
angesichts des prekärenWoh-
nungsmarktes imKanton Zug.
Auchwenn klar ist, dass der
Bebauungsplan allein das
Problemnicht löst, trägt er
doch dazu bei. Esmag hart
klingen, aber: Das Interesse
desGemeinwohls überwiegt
das Einzelinteresse.

Umsowichtiger ist ein rück-
sichtsvoller Umgangmit den
Bewohnerinnen undBewoh-

nern des bestehendenWohn-
blocks, sollte ihr Zuhause dem
«Pi»weichenmüssen. Die
Trägerschaft hat denn auch
Unterstützung versprochen,
etwa bei der Suche nach einer
neuenWohnung oder durch
Gewährung eines Vorrangs bei
der Vergabe der neuenWoh-
nungen im«Pi». Das dürfen
keine Floskeln bleiben, sonst
verlierenGrossprojektewie
dieses anRückhalt in der
Bevölkerung. Denn eines ist
klar: Eine Situation, in der
Bestehendes der Verdichtung
weichenmuss, wird es nicht
zum letztenMal geben.

Angesichts der allgegenwärti-
genWohnungsnot ist es nur
legitim, dass «Pi» die gesetzli-
chenMöglichkeiten ausnützt.
DieHochhauszone I, in der das
neueGebäude geplant ist, sieht
einemaximaleGebäudehöhe
von 60Meter vor. Punktuell
sind aber auch 80Meter zuläs-
sig, dies, wenn besonders gute
städtebauliche Lösungen
vorliegen, was gemäss der
Stadt Zug der Fall ist. So steht

es imHochhausreglement,
das die Bevölkerung 2017
angenommen hat undmit dem
ein «Wildwuchs» anHochhäu-
sern verhindert werden soll
– von einerMissachtung des
Gesetzes, wie dieGegner es
suggerieren, kann keine Rede
sein. Und diemittlerweile
schon über zehn Jahre dauern-
deGeschichte des «Pi»macht
auch klar, dassman es hier
nichtmit einemSchnellschuss
zu tun hat.

Dabei sticht «Pi» nicht allein
durch seineHöhe aus der
Masse heraus. DasHochhaus
soll beispielsweise von einer
Holzkonstruktion getragen
werden, was schweizweit für
Aufsehen gesorgt hat. Zudem
sind sogenannte vertikale
Nachbarschaftenmit Begeg-
nungszonen zwischen den
Stockwerken geplant. Dazu
sieht der Bebauungsplan auch
Grünflächen und Freiräume
zwischen und auf denGebäu-
den des Areals vor. Nach einem
Monster klingt das zumindest
auf demPapier nicht.

Wie sich diese ungewöhnli-
chen Ideen in der Realität
bewährenwerden, wird sich
zeigenmüssen. Angesichts der
steigenden Bevölkerungszahl
ist es aber angebracht, Alterna-
tiven auszuprobieren – die
Zeiten von Einfamilienhäusern
und auch die Zeiten von grau-
en Beton-Wohnblocks sind
vorbei.MehrMut,mehr visio-
näre Projekte,mehr innovative
Ansätze: Daswurde in den
vergangenenMonaten immer
wieder gefordert, wenn es um
die Frage ging, wie sich die
Wohnungsnot in Zug lindern
lässt. Die Annahme des Bebau-
ungsplansGIBZwäre ein
Zeichen, dassman bereit ist,
Neues zuzulassen. «Pi» hat
eineChance verdient.

Tobias Söldi
tobias.soeldi@chmedia.ch

Kanton soll mit Millionen-Darlehen «Bank spielen»
Für die Erweiterung der Bossard-Arena soll der EVZ vomKanton einDarlehen erhalten.
Das Parlament gab sich in erster Lesungwohlwollend, äusserte aber auchKritik.

Tobias Söldi

DerEVZwill seinStadionerwei-
ternunddieZuschauerkapazität
auf 9000Plätze erhöhen. Auch
die Gastronomieflächen sollen
erweitert und eine neue Fan-
Zone geschaffen werden. Der
Grund: Seit derEröffnung2010
ist gemäss EVZ die Nachfrage
nach Zuschauerplätzen stetig
angestiegen.Mittlerweile errei-
che die Arena ihre Kapazitäts-
grenzen. Die Kosten von rund
45 Millionen Franken will der
EVZ mit einem Darlehen des
Kantons sowie einem weiteren
Darlehen des Präsidenten und
Mehrheitsaktionärs des EVZ,
Hans-Peter Strebel, stemmen.

Die Zuger Regierung steht
hinterdemProjekt.Siebeantragt
die Gewährung eines rückzahl-
barenundmit1,5Prozentzuver-
zinsenden Darlehens in der
Höhevonmaximal35Millionen
Franken. Der Betrag soll nach
der Fertigstellung des Baus in
30 jährlichen Tranchen zurück-
gezahlt werden. «Der EVZ ist
eine zentrale Institution in der
Region, die nicht nur für den
Sport, sondern auch als gesell-
schaftlicherundwirtschaftlicher
FaktorvonBedeutungist»,heisst
es imBerichtderRegierung.Die
Stadt Zug sieht von einer finan-
ziellen Unterstützung ab, dies
aufgrundanderer grosser Inves-
titionen, heisst esweiter.

«EinsolchesGeschäft
soll dieAusnahmesein»
Am Donnerstag hat der Kan-
tonsrat das Geschäft in erster
Lesung behandelt. Wie wichtig
der Verein für Zug ist, wurde
auch imRatssaal raschdeutlich.
Fast alle Sprechenden outeten

sich als Fans, teilten die eine
oder andere Anekdote, die sie
mit dem EVZ verbindet – oder
zollten dem Verein mindestens
Respekt. Auf entsprechend viel
Wohlwollen stiessdasVorhaben
bei den Fraktionen.

KritischeAnmerkungengab
es trotzdem. Dass der Kanton
Zug«Bank spielt», sei nicht sei-
ne Kernkompetenz, meinte
etwa Tabea Estermann (GLP/

Zug). Für Kurt Balmer (Mitte/
Risch) war klar: «Ein solches
Geschäft soll die Ausnahme
sein.»ThomasMeierhans (Mit-
te/Steinhausen) stellte sogar
einenAntrag aufNichteintreten
– er stand damit aber auf verlo-
renem Posten. Estermann be-
fürchtete zudem, dass das Ge-
schäftBegehrlichkeitenanderer
Interessensgruppen weckt.
ChristianHegglin (SP/Zug) reg-

te denn auch an, sich zu überle-
gen, «obesnicht einedauerhaf-
te gesetzliche Grundlage für
kantonale Unterstützung und
Kredite gebenmüsste».Durch-
wegs positiv äusserte sich Gre-
gor R. Bruhin (SVP/Zug): Das
Risiko für den Kanton sei ge-
ring, ausserdem mache er ein
gutes Geschäft, indem er von
einem hohen Zins profitiere.
«Wer jetzt also noch einHaar in

der Suppe findet, den oder die
verstehe ich nicht.»

MehrSicherheiten
eingebaut
InderDetailberatung folgteder
Kantonsratweitgehendder vor-
beratenden Kommission, die
denAntragderRegierungumei-
nige Bestimmungen ergänzte.
Diese sollten das Risiko für den
Kanton minimieren und mehr

Transparenz schaffen,wieKom-
missionspräsidentin Vroni
Straub (CSP/Zug) erklärte. Das
war auch im Sinne der Stawiko.
«Wir wollen merken, wenn es
nicht so gut läuft», sagte deren
Präsident Tom Magnusson
(FDP/Menzingen).

Die ALG wollte den Darle-
hensvertrag ausserdem um
einen Absatz für ein partielles
Werbeverbot ergänzen. «Geht
der Verein eine Werbepartner-
schaftmit einemkorruptenund
in der Schweiz strafrechtlich
verurteilten Unternehmen ein,
wirft dies auch ein schlechtes
Licht aufdenKanton», sagte Ju-
lia Küng (ALG/Zug) mit Blick
aufGlencore.Der entsprechen-
deAntraghatte imRat aber kei-
ne Chance: Er wurde mit 55 zu
16 Stimmen abgelehnt.

FinanzdirektorHeinzTänn-
ler (SVP/Zug) betonte mehr-
mals, dass esnichtZiel desKan-
tons und der Regierung sei,
Bank zu spielen. «Es soll wirk-
lich die Ausnahme bleiben.»
Anfragen anderer Institutionen
müsse man von Fall zu Fall neu
beurteilen – ein Präjudiz werde
nicht geschaffen. Auch einem
Werbeverbot konnte Tännler
wenig abgewinnen. Er pochte
aufdieEigenverantwortungdes
Vereins. «Der EVZ weiss, was
sichgehört.»Zudemverteidigte
er Glencore: DasUnternehmen
werde zuUnrecht ständigdurch
den Dreck gezogen. Und:
«Wenn wir den Rohstoffhandel
undGlencorenichtmehrhaben,
dann ist fertigWohlstand.»

Das Geschäft ist noch nicht
abgeschlossen. Die zweite Le-
sung steht an. Die FDP hat be-
reits einen Antrag zu den Revi-
sionsvorgaben angekündigt.

Beliebt: Die Bossard-Arena hat ihre Kapazitätsgrenzen erreicht. Bild: Jan Pegoraro (29. 3. 2022)


